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AUSZUG AUS DEfV1 PROTOKOLL 

vom 2 8. Sep. 1976 Nr. 

Gesuch des Stadtrates Frauenfeld uu: Genehmig·ung c~n,'.ls 

r:~,ulini.enplans Bahnhc.fstrasse 

BFJ.sch.1.1erd.e ·von RosnL? .. l"'~.c \Vella.ueT, Var-r}se, g~egcn d0i1.. 
Stadtrat }'rauen:fold botreffend Bauli:J.:i.t>nplan 

J .• Die BeschVEll'deführr~rin ist Eigenti.in~e:o:in der Liegen­

schaft T~01bnhofstrasse 60 in li'raucnt.'eld. ~bre An:i:'ra,:,c 

bezügl~.ch einer baul:tchcn TI::cweite:c1mg der genannt<~!) 

T ... ~ ... ee;erJ.:scl.'.s.:ft nalln1 d.{.:1r Stadt:r·at zwn An.lass,. die ,s.i.i.Q .... 

lieh der Bahnllofst:r·r!sse zvische11 I':lt.:;.rg-b:cü(~.h:0 ·u.::1cl ·r(tz.ein-

strasse verlaufende liaulini0 von b:i.she:r· J rn auf 6 ::::~ 

zurticl;.:ztlsetzeil; im Abs.c.hn.J.tt Obe.rs"tadtstra.sse 

tona.lba::-tJ-;: 11ar die~ Baulinie bereits J".1:'t:l1.er auf' dio 

gleiche Höhe zurückgesetzt 1vordon. Dn:r- vom StrJ.clt·c·at 

am 18, Juni 1975 boschlossene Baulinienplan .... rurcie vom 

7, - 21. Juli 197.5 öf'fentlich aufgelegt.· \-lä!lrcnd der 

Auflagef'r:Lst gingen m;ei Ein.sprachen beim ,<::ito.dtrat 

ein, die dieser otit Entscheid vom 17. Sapte~ler 1975 

(zugestellt am 19. September 1975) abwies. Eine Ein-

sprechsr:i.n, Hosmari0 1vellauer, zog den Entscheid 

rui t Be~~chwerde vom 3. O!<:tob::!r 197 5 ( p,;,sts tempeJ. vom 

3. Ol<:tob.ei~ 197 5) an den Reeier'Jllgsr·a t 1r10i ter mit clt:'~\ 

.1-'l.nt:cag, der angefochtene Entscheid. sei .a·c;:fz:uh,.;d)>)E, 

r;,~an..standet ~~ird. dass der Bescb·;erdef"i.i..'lrurin do.s 
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Not~"endigkei.t der Rticlcverlegung der Baulinie nicht 

zu begrüuden vermocht. Der bereits ansreichend aus­

gobaute Strassenteil genüge fü.r Jahrzehnte, da die 

Bahnhofstrasse durch die Eröffnung der Autobahn starlc 

entlastet '"erde. Dass eine durchgehende Zurückver­

setzung der Baulinie eine rechtsgleiche Behandlung 

aller Anstösser den• Bahnhofstrasse sicherstelle·, sei 

kein stichhaltiges Argument, da Voraussetzung für 

die Eigentumsbeschränkung ein zwineendes öffentliches 

Interesse sei das hier nicht vorliege. Für die Ver­

kehrssicherheit,sei die angefochtene neue B2.ulinie 

nicht nob.ren.dig. Die Baulinie fiihre zu Einschränkungen 

in bezug auf' die baulichen Nutzungsmöglichkei tcn der 

Parzelle; eine einigermassen verni.in:f'tige Be:bauung wer­

de verunmöglicht. 

2. Der Stadtrat beantragte in seiner Vernehmlassung vom 

12. I{ovembe~ die Ablveisung der Beschwerde. Hit Proto­

kollauszug vom 14. Januar 1976 beantragte er sodan.n 

dem Regierungsrat, den Baulinienplan zu genehmigen. 

In seiner Vernehmlassung ~'lies dor Stadtrat im wesent­

lichen darauf'hin, dass im Bereich Zl•rischen I{antonal-

' banl,;: und Murg Sanierungsideen aufgetreten seien, die 

eine dringende Zurückversetzung der Baulinie um das 

gleiche Hass wie im Abscbn.i tt Kantonalban .. l<;: bi.s Ober­

stadtstrasse erf'orderten. Dass das rechtliche Gehör 

ve:n;eigert 1>orden sei, 1vird bcs tri t ten. 

Bei der Festleguilg der Baulinienabsti:inde sei von der 

gegemvärtigcn tllld zukünftigen Verkehrsbedeutung der 

Strasse auszugehen. Die Barl.llhof'strasse sei nicht nur 

Hauptverlcehrsader, sondern in den letzten Jahren auch 

ver;;:;(;!hrt zur Gc:3Chäf'tsstritBSO gew<n·dcn. d:i.e breite 
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Trottoirs für die Fussgänger und genUgend P&.rkierfläche 

benötige. Die verkehrstechnisch gleich zu beurteilende 

Situation auf beiden Seiten der Schlossbergkreuzung 

müsse ~wangsläuflg auch zu den eleichen Planungsmass­

nahmen fi.ihren. Auch nach der Eröffnung der National­

strasse N 7 müsse dor Bahnhofstrasse au:f längere Sicb.t 

grcss<~ Bedeutu.'1.g. als Hauptved.:ehrsstrasse beigemessen 

1mrden. Bei einer Sanierung de:3 fraglichen G·eb:i.etcs 

sei dort ebenfalls eine Vermehrung von Ladengeschäften 

UJtd ein entsprechenll0r Bedarf an Parkflächen sovrie 

an genügend dimensioniertem l"ussgängerraum zu cn11ar­

ten, w·as eine entsprechende vorausschauende Planur1g 

bedinge. Das öffentliche Interesse dUrfe nicht nur 

Ii.ach dem heutigen Zus·tund beurteilt ,,,erden. auch städto~· 

bauliche Absiehton und die Steuerung der Verkehrspro­

bleme spielten dabei eine Rolle. 

Die I-iurgstrasse· sei vom Strassentypus her gosehPn ei­

ne ~rschliessungsstrasse, schon heute seien jedoclJ die 

Sichtverhältnisse f'ür die mcis ten Fr.·i vataus:t'all.r.ten Wl-

genüc-end. Langfristig lasse sich eine Verbesserung nur 

durch die Ziehw1g einer Baulinie erzielen. 

3. a) In f"orrneller Hinsicht ist :festzuhal h)n, dass der 
' 

Behandlung der Beschwerde in formeller Einsicht nichts 

entgegensteht. Die 14-tägige Besch~.orerdefrist g-emäss 

§ 48 GOG \'iUrde oingehal ten; die Besch~·rerdef'ührerin 

ist als betroffene Grundeigentümerirr ohne ,.witeres 

zur Bcsc.h~'ferde legitimiert. 

b) .Auch der Genehmigung des Baulinienplans steht f'or­

mell nichts entgegen. Der Jnan lnlrde ordnu.ngsgemüss 

vom Studtrat beschlossen und unter }c:;röff'rru.ng einer 



- h -

Einsprachefrist von lh Tagen öffentlich aufgelegt. 

Der Vo:n~urf der Besch,",erdE>führe:~in, das rechtliche 

Gehör· sei ihr vcr~'!eigert .,,orden, ist nicht stich­

haltiß'. Hierzu ist zunächst zu bemerken, duss ei-

ne Verpflichtung zur .Anhörtmg nur in der Verwal­

tung, d.h. vorgängig des Erlasses einer Verfügung, 

nicht aber in der Hecht<wtzung, d,h. vorgäng:l.g cle:3 

Erlasses eines Hechtssro.tzes, besteht ( Imboden/RhinoH, 

Sch1·10iz. Ver~valtun.gsrechtsprechung, Bd. 1 1976, 

Nr. 81 B I a und dortige Zitate). Ob ein Daulinicm­

plan einen Akt der Rechtsatzung oder der Rechtsan­

t;rendung darstcl.l t, ist in der Praxis durchaus um­

otritten; das Dw1dcsgericht hat in SGiner noueren 

r""echtsprechw1.g d:te Frage nach der Hechtsnatur der 

baulichen Planungsmassnahmen ausdrücklich of'.fen ge­

lassen und bisher lediglich entschieden, dao.s eine 

sich nur auf ein einziges Grwtdstück beziehende Spo-

zialbauo:~:dnung eine Einzelverfügung und ke:Lnm1 

Rechtssatz dan1telle (BGE 9h I JJ6 :ff".). Auch ,.;emt 

man den angefochtenen Baulinienplan a.ls Recb.tsan·-

vendwtgsakt qualifiziert, ka.lll'l von ein.r:Jr Verletzung 

der Rechte der Beschwerdef\ilirer:Ln n:i.cb.t gesprochen 

werden. Gerade· das Planauflage- und Einsprachcver­

f'ahren, '"ie es auch im vor.liegenden l<~all d.urchge­

f'ü..lLrt WtJ.rde, dient nämlich vor allem dem Zw·eck, den 

betroffenen Grundeigenti.i.mern das rechtliche Gehör 

zu gev.rühren. Dieses Verfahren, das in praktisch 

allen Gemeinden des Kantons insti tntionali:odort 

ist, findet beim Erlass sioi.mt.lichcr allgemein ver­

bindlichen Pläne (Zonenplan, Quartierp.lan, Ge­

staltungsplan, Arealüberbauungsplan) Am.Jen.d.ung. Die­

ses Eirwpl"achevcrf'ahren .stellt nun kEdn Rt?chts!:nittcl 
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sichtlich, dass die Einsprache bei der gleichen In­

stanz - der Gemeindebehörde - einzurelclwn ist, die 

den Plan beschlossen hat. Die Behörde entsche~det 

damit nicht eigentlich als R~1chtomi ttclinstanz, son­

dern sie zieht ihren eigenen Beschluss in 1oficder­

er~·rägung. Im Hahrnen dieser l'i:).edercr~.rägung kann die 

Behörde ihren Beschluss uneingeschränkt üherpri.i.f'en; 

allfällige ll.enderungen des. a:1gef'ochtenen Planes sind 

ohne '"'ei terc s möglich, da dieser noch nicht recht.~­

kräf'tig ist; Rechtskraft erlangt er erst mit der 

Genehmigung durch den Regierungsrat. Da eine eigent­

liche Verpflichtung der Behörde besteht, ihren Be­

schluss in iiied.erer";ägung zu ziehen, sind die Re~h­

te der GrtL'1.d<"'igentümer vollum:fän.gl.ich go\·.'ab.rt (Im­

boden/Rhin01'1, a.a.O. Nr. 81 B TII 6). Dass der 

Stadtrat dieser Pflicht nicht oder nur un.geni.igend 

nachgekomnwn sei, w1rd von der Dosch,o;erdcfi.ihrri!rin 

zu :Recht nicht eingewende.t. Sm\"E:i t die Br~sch\vE:rde 

die Verletzung des rechtlichen Gehörs geltend me.cht, 

ist sie deshalb abzuw·eisen. 

4. Zutreffend :i.st, dass die Zurückversetzung der Bo.ulinic 

mit der rechtsgleichen Behandlung aller Anstösser an 

der Ball.nhofst:;.·asse nicht ausreichend begrü...<det 1-rerden 

kan.'1.. Da es sich unreine öffentlich-rechtliche Eigcn­

tumsbeschrtinJ..;:un.g hand.el t, setzt sie das Vorliegen eines 

öf':f'entlichcn Interesses voraus, vas der Stadtrat in 

sei.ner Vcrn.eb.Iulasstu"lg denn auch ausdrüokl:i.ch einräumt. 

Im vorliegenden Fall liegt z..;eif'cllos ein erheblich0s 

ö:f:'fent1.iches Interesse vor. Die Bahnhofstrasse ist ei-

ne der wichtigsten Durchgangsstrassen der Stadt Ii'rauen­

f'eld. Die Eröfi'nung der :t'~ationalstrasse N 7 dürfte z.I:ar 
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zu einer Entlastung vom Durchgangsverkehr·f'ühren, 

dies ~indert jedoch nichts daran, dass die Dahnhof'­

strasac auf' lange Sicht trotzdem noch stark fre­

quentiert bleiben wird, da sie nicht zuletzt auch 

f'ü.r den innerstädtischen Verkehr von grosser Da­

deutung ist. Dazu lconunt, dass die Bahnhofstrasse 

im f'rae;lichen Bereich immer mehr auch zu:r. Geschät'ts­

strasse ge,~orden ist, was auf die Verkehrsfrequenz 

ebenfalls nicht ohne Einfluss ist. Eine Zunahm.e des 

Verkehrs ist namentlich dann zu er,~art.en, wenn das 

Gebiet sildlieh der Bahnhofstrasse saniert wird und 

dort ein neues Geschäftszentrum errj_chtet werden 

sollte. In diesem Fall kann, entgegen der Auffassung 

der Beschwer·def'ührerin, ein wci terer Ausbau der 

Bahnhofstrasse durchaus notvJendig \'!erden. So ka.'1Il 

sich gegebenenf'alls zur Erschliessw.-Lg dieseG Zen­

trums die Erstellung einer zusätzlichen Abbiegespur 

aufdrängen. Sodaru1 bedingt der zu 0rwartende grösse:::-e 

Publikumsverkehr breitere Trottoirs, als si8 norma.ler-

1veise iiblich sind. Der durch die Neuziehung der Bau­

linie für den zukünftigen Ausbau des Verkehrsrawnes 

zusätzlich zu sichernde Raum erscheint unter die.sen 

Umständen mit J m als durchaus angemessen; schon ein 

Ausbau des Trottoirs könnte z.B. einen Platzbedarf 

zwischen 1 und 2 rn zur Folge haben. 

Dass bei einer Sanierung des fraglichen Gebietes 

gleich:~ei tig auch die Sanierung der Hurgstrasse - ~'lie 

auch der Metzgerstrasse - tiberprüf't werden muss, ist 

of'f'eneichtlich. Auch wenn die Hurgstrassc, Etbgesehon 

von einzelnen Spitzenzeiten, im \·Jesentlichen Er­

schl.:iessungsf'unktion aufweist, ist dem Stadtrat dar­

in beizupflichten, dass sich im Interesse der Ver­

bt~sserung der Sichtverhtil tnisse bei den Privataus-
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i'ahrten, namentlich beim Parkplatz der Kantonalbank 1 

ein grösserer Strassenabstand der Bauten auf'drängt, 

als er hcute·besteht. Die Zurückversetzung der Bau­

linie drängt sich nicht zuletzt auch zur Sicher1mg 

des RatL'nes :für ein Trottoir au:f. Ein solches stellt 

eerado :für eine ErscllJ.iessungsstrasse in unmittel­

barer Nähe einer Durcht,angssi:.rasse keineswegs eine 

·überflüssige Hassnahme dar ur1d dri:ingt sich namentlich 

dann auf' 1 ,.1erm im Falle der Errichtw1g eines Geschä:fts­

zentrwus mit c-esteige:t'tem Publikuns- und Fahrzt,ug-ver­

kehr zu rechnenist. Für eine Trottoirbreite von ca. 

2 m erscheint ein Baulinienabstand von 6 m als durch­

aus gerechtfertigt. Nicht zuletzt dient die Zurückver-

setzung der Baulinie beim Einlenker der J.Iu:cgstrassc 

Ruch der VerbesseJ.'UiiG" der Uebersichtlicbl\:ci t bei der 

Einmündung in die Bahn.ho:fstra:Jse 1 und zwar na0h beiden 

Seiten. Dass zur Zeit ein Linksabb:i.egeverbot besteht 1 

:i.st nicht ausschlaggebend, da heute nicht abzusehen 

ict 1 ob diese verkehrspolizeilich.e Hnssn'l.hllle be:i. einer 

Sanierung des Gebietes beibehalten w·erden 'vird. 

5. D:l.e en.rähnten öffentlichen Interessen vermag das pri­

vate Interesse der Besch1.rerde:füh.rerin an einer mög­

lichst hohen baulichen Nutzung ihrer Parzelle nicht 

auf"zu;viegen. Die heute reallsic1rte Nutzung könnte zvmr 

bei einem Abb1~ch und Neuaufbau des bestehenden Ge­

täudes unter Beobachtung der neuen Baulinie kaum mehr 

erreicht werden., die Parzelle bleibt jedoch innner 

noch überbaubar. Aber auch ohnn Zur~ckve:rsetzung d~r 

Daul:i.nie ist eine Ausnützung, '"ie sie au:fgrund des 

Baureglementes theoretisch möglich 1.räre, schori heute 

nieh t zu errej chcn. Die Ursacl:J e fi~r ·die Be ein triich ti-

,. 
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gung der Nutzungsmöglichkeiten ist denn auch nicht 

nur in der Zurückversetzung der Baulinie zu er­

blicken, sondern auch in der ungünstigon Parzellen­

:form; hier könnte durch geeignete l'ia:;;snabmen allen­

:falls oine bessere Ueberbaubarkeit erreicht werden. 

6. Die BGsch~:rerdo ist aus den dargelegten Gründen abzu­

weisen. Gloichzei tig ist der Baullnionplan Bahnhof'-

strasse zu genehmigen. Ergänzend sei noch darauf 

hinge\ITiesen, dass eine Sanierun.g des in Frage stehen·· 

den Gebietes au:fgrund eines Gostal tungspJ.anes er­

folgen sollte, damit die städtebaulichen, ästhetischen 

und verkehrstechnischen Vorstellw1g0n zweckmässig 

aui'einander abgestimmt l'rerden können. 

Auf Antrag des Baudepartementes 

b e s c h 1 i e s s t d e r R e g i e r u n g s r a t : 

---------------------------------------------------------------
1. Die Besch\'J~rde von Rasmarie · ·\fellauer 1,;ird abgeiviesen. 

Die Besch,•erdeführerin bezahlt eine Beschlussestaxe 

von Fr. 150.-- sovlie die Ausf'ertigungsgebühren. 

2. Der Baul:l.nienplan Bahnhofstrasse der Stadt Fraue!l1'eld 

wird genehmigt. 

J. Hitteilung an: - H.echtsamvalt· Dr. K. Sch1vager 

8355 AadorF.-Ettenhausen 
Charge 

Stadtrat Frauenfeld 

8500 Frauenfeld 
v.nter Beila,::;e von 2 Baulinicm­
plänen mit Geneh.:.ligLlngsvern:erk 
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Baudepartement (2} 

Tiefbauamt 

Amt für Denkmalpflege 

Anit fi.ir Raump1 anung 
w1.ter Beilage 1 Baulinien·­
planes mit Genehmigungs­
vermerh: und der übrigen 

·Akten 

Fi.i.r richtig·0 Ausfertigung: 

D.ER STAATSSCIL.'1EIBER 

ß::i') 
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